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Chronique générale

Politique sociale

Groupes sociaux

Personnes handicapés

In der Sommersession 2021 behandelte der Ständerat ein Postulat Carobbio Guscetti
(sp, TI), das den Bundesrat zum Aufzeigen von Massnahmen aufforderte, die nötig sind,
um Menschen mit einer geistigen Behinderung eine umfassende politische Teilhabe zu
ermöglichen. In ihrer Begründung verwies die Postulantin auf die 2014 von der Schweiz
ratifizierte Behindertenrechtskonvention der UNO, die die Vertragsstaaten verpflichtet,
Hindernisse für Personen mit einer Behinderung abzubauen, damit diese möglichst
gleichberechtigt an der Gesellschaft teilhaben können. Artikel 29 der Konvention
garantiert Menschen mit Behinderung auch gleiche politische Rechte, die ihnen durch
EU-Mitgliedstaaten zunehmend auch eingestanden würden, so die Tessiner Ständerätin.
Mit Ausnahme des jüngsten Beispiels des Kantons Genf sind dauerhaft urteilsunfähige
Menschen über 18 Jahre in der Schweiz bis anhin vom Stimm- und Wahlrecht
ausgeschlossen. Im November 2020 hatte Genf in einer Volksabstimmung mit einem Ja-
Anteil von 75 Prozent allen Personen mit Behinderung das Stimm- und Wahlrecht
erteilt. Nachdem der Bundesrat die Annahme des Postulats beantragt hatte, kam der
Ständerat diesem Antrag nach. 1

POSTULAT
DATE: 08.06.2021
MARLÈNE GERBER

Ungefähr 16'000 erwachsene Schweizerinnen und Schweizer seien Schätzungen zufolge
aufgrund ihrer Einstufung als dauerhaft urteilsunfähige und unter umfassender
Beistandschaft stehende Personen von der Ausübung des Stimm- und Wahlrechts
ausgeschlossen. Dies führte ein im Oktober 2023 erschienener Bericht zur politischen
Teilhabe von Menschen mit einer geistigen Behinderung aus. Der in Erfüllung eines
Postulats Carobbio Guscetti (sp, TI) erstellte Bericht sollte diesen Ausschluss
insbesondere mit Bezug auf die von der Schweiz im Jahr 2014 unterzeichnete UNO-
Behindertenrechtskonvention (BRK) beurteilen. Die Frage der Notwendigkeit von
Stimmrechtsausschlüssen sei eine «verfassungspolitische», gab der Bundesrat in
seinem Bericht zu bedenken. Zum einen verlange das Rechtsgleichheitsgebot und das
Diskriminierungsverbot, dass niemandem – etwa aufgrund einer Behinderung – Rechte
vorenthalten werden dürfen, zum anderen bestünde ein legitimes öffentliches
Interesse daran, Personen, welche «weder Bedeutung noch Wirkung politischer
Entscheide verstehen und keinen eigenständigen und freien Willen bilden und äussern
können» vom Stimmrecht auszuschliessen. Aus letzterem Grund sei ein
Stimmrechtsausschluss «nicht a priori unzulässig». Jedoch anerkannte der Bundesrat
einen Widerspruch zu den aktuellen grund- und völkerrechtlichen Bestimmungen und
deren Auslegung. Ein BRK-Ausschuss, der sich im Jahr 2022 zum ersten Mal zur
Umsetzung der Behindertenrechtskonvention in der Schweiz geäussert hatte, hatte
Bund und Kantonen empfohlen, die gesetzlichen Bestimmungen zu den
Stimmrechtsausschlüssen gänzlich aufzuheben. Eine etwas moderatere Haltung vertritt
der EGMR: Gestützt auf die europäische Menschenrechtskonvention erachtet dieser
Stimmrechtsausschlüsse dann als unzulässig, wenn sie einer Gruppe aufgrund eines
bestimmten Status pauschal auferlegt werden. Nach individueller Prüfung der
Entscheidungsfähigkeit seien Stimmrechtsausschlüsse gemäss EGMR jedoch zulässig, so
der Bericht. 

Demgemäss nahm der Bundesrat in seinem Bericht Stellung zu zwei
Handlungsoptionen, zur Aufhebung des Stimmrechtsausschlusses und zu einer
individuellen Überprüfung der Urteilsfähigkeit. Würde in der Schweiz auf den
Ausschluss vom Stimmrecht verzichtet, würde dies eine Verfassungsänderung und
somit die Zustimmung von Volk und Ständen voraussetzen, so der Bundesrat. Obwohl es
sich hier um eine Lösung handle, die einen geringen administrativen Aufwand nach sich
ziehe, würde sich daraufhin die Frage stellen, wie die Kantone die Frage des
Stimmrechtsausschlusses regeln würden, denn diese sind zuständig für die Vergabe der
politischen Rechte bezüglich ihrer eigenen und der kommunalen Angelegenheiten.
Würde in der Schweiz künftig ein Stimmrechtsausschluss erst nach individueller
Prüfung beschlossen, berge dies nebst hohem administrativem Aufwand ebenfalls viele
offenen Fragen, so in erster Linie die Frage nach der für den Entscheid zuständigen
Stelle. Zudem sei unklar, ob diese Lösung ohne Verfassungsänderung umgesetzt werden
könne, so der Bericht. 

RAPPORT
DATE: 25.10.2023
MARLÈNE GERBER
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Weiter kam der Bundesrat zum Schluss, dass Unterstützungsmöglichkeiten zur
Wahrnehmung des Stimmrechts in leichter Sprache vorhanden seien. Hier bezog sich
der Bericht auf das Informationsangebot von ch.ch, die Abstimmungsvideos in
Gebärdensprache, sowie auf die für die eidgenössischen Wahlen 2019 und 2023 im
Rahmen eines Pilotversuchs herausgegebenen Wahlanleitungen in einfacher Sprache.
Die Einführung eines analogen Pilotversuchs, um auch Abstimmungserläuterungen in
leichter Sprache herauszugeben, hatte der Nationalrat auf Anraten des Bundesrates im
September 2019 im Rahmen der Beratung einer Motion Rytz (gp, BE; Mo. 18.4395)
abgelehnt. Der Bundesrat beharrte in seinem Bericht auf seiner Position, wobei er dies
damit begründete, dass die Abstimmungsunterlagen sachlich, transparent,
verhältnismässig, vollständig und für alle gleich sein sollen. 2

Mit Erscheinen seines Berichts zur politischen Teilhabe von Menschen mit einer
geistigen Behinderung erachtete der Bundesrat das dem Rapport zugrunde liegende
Postulat Carobbio Guscetti (sp, TI) als erfüllt, weswegen er dem Parlament das Postulat
in seinem Bericht über Motionen und Postulate der beiden Räte im Jahr 2023 zur
Abschreibung beantragte. 
Der zuständige Ständerat kam diesem Antrag in der Sommersession 2024 nach. 3
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